
Bedingungen der regionalen Erzeugung in 

ärmeren Ländern 

- am Beispiel der Magoye Milch Kooperative

in Sambia 

Kerstin Lanje, Germanwatch, Bonn



Germanwatch e.V.

• 1991 gegründet.
• ca. 500 Mitglieder.
• 15 Mitarbeiter/-innen in Büros in Bonn und Berlin
• Arbeitsschwerpunkte:

– Klima: Klimaschutz, Emissionshandel, Verkehr, 
Investment.

– Welthandel und Ernährung: Ernährungssicherung, 
Agrarhandel und Leitsätze für multinationale 
Unternehmen.

– Entwicklungspolitik: Entwicklungszusammenarbeit.

• 1991 gegründet.
• ca. 500 Mitglieder.
• 15 Mitarbeiter/-innen in Büros in Bonn und Berlin
• Arbeitsschwerpunkte:

– Klima: Klimaschutz, Emissionshandel, Verkehr, 
Investment.

– Welthandel und Ernährung: Ernährungssicherung, 
Agrarhandel und Leitsätze für multinationale 
Unternehmen.

– Entwicklungspolitik: Entwicklungszusammenarbeit.

Ziel: Strukturen im "Norden" verändern, um Lebens-
bedingungen der Menschen im "Süden" zu 
verbessern.

Ziel: Strukturen im "Norden" verändern, um Lebens-
bedingungen der Menschen im "Süden" zu 
verbessern.





Übersicht

1. Der Milchhandel in Sambia

2. Die Milchkooperative Magoye

3. Die Auswirkungen der EU-Handels- und 

Agrarpolitik auf den Milchsektor in 
Sambia

4. Forderungen der Landwirt/-innen  

1. Der Milchhandel in Sambia

2. Die Milchkooperative Magoye

3. Die Auswirkungen der EU-Handels- und 

Agrarpolitik auf den Milchsektor in 
Sambia

4. Forderungen der Landwirt/-innen  



Kurzer Überblick Sambia

• Eines der ärmsten Länder der Welt.
• 47 % der Bevölkerung gelten als unterernährt .
• Ernährungssicherheit ist stark gefährdet, 

steigende Armut & sinkende Mengen verfügbarer 
Nahrungsmittel.

• Hauptexportprodukt Kupfer (55 %).
• 85 % der Bevölkerung sind trotzdem von 

Landwirtschaf t abhängig (22 % BIP).
• 75 % der Landwirte sind Kleinbauern .
• Hauptanbauprodukt ist Mais .
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Milchproduktion in Sambia

• 90 % des gesamten Rinderbestandes sind 
im Besitz der Kleinbauern.

• Kleinbauern produzieren die Hälfte der 
Milch auf dem sambischen Markt.

• Ein Viertel stammt von Großbetrieben.
• Ein Viertel wird importiert (ff).
• 60 %  - 80 % wird direkt an die 

Konsumenten verkauft (lokal, informell).
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Milchmarkt II

• Der größte Akteur ist der italienische 
Konzern Parmalat. Von mtl. angekauften 
2 Mill. l stammen  3 % aus kleinbäuerliche 
Produktion.

• Einzelhandelspreis 0,90 $ US pro Liter.
• Landwirte bekommen 0,30 $ US pro Liter.
• = Preis für Milch aus importiertem Milch-

pulver.
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Entwicklungsansätze in der 
Milchproduktion

• Viele Versuche, die Integration der 
Kleinbauern in den formellen Milchsektor 
schlugen fehl.

• Die US-Entwicklungsagentur und Sambia 
Training Assistence waren dann 
erfolgreich. Konzept : traditionelle Herden 
und Schulung in Tiergesundheit und 
Futterproduktion, Milchsammelstellen.
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Die Milchkooperative von Magoye

• Nach dem Verfall der Maispreise 
wurde 1998 die Kooperative 
gegründet. (Kühe wurden meist 
für die Fleischerzeugung 
genutzt)

• Milch ermöglicht ein monat-
liches Einkommen. Dadurch 
konnte das Auskommen bei den 
meisten der 300 Mitglieder 
verbessert werden.

• Die Milchproduktion befindet sich 
noch in den Kinderschuhen.
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" Die Milchwirtschaft ist ein zweigleisiger 
Erfolg: Zum einen versorgt sie die Leute mit 
Nahrung und zum Anderen bietet sie vielen 
Leuten Arbeit. Sie finanziert den Menschen 
damit regelmäßig Schulgebühren, Essen und 
Medikamente".

John Mwemba



Situation in der Kooperative

• Ein Vertrag mit der 
italienischen Molkerei 
Parmalat garantiert im 
Moment einen sicheren 
Absatz, allerdings bei 
niedrigen Preisen.

• Die Weiterverarbeitung der 
Milch und der anderweitiger 
Verkauf sind aber verboten.
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Situation in der Kooperative

• Die Kühe geben in der 
Regenzeit 4 l Milch , eine 
europäische Kuh 26 l. 

• Manche Milchbauern müssen 
Entfernungen bis zu 45 km 
zwischen dem Milchdepot 
und Ihrer Farm in Kauf 
nehmen.

• Dabei transportieren sie teil-
weise nur 2 Liter.

• Aufgrund der schlechten
Infrastruktur geht viel Milch 
verloren.
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Verhängnisvolle 
Wirtschaftspartnerschaft I

• Ausnahmen für einseitige Vorzugszölle der AKP-
Staaten liefen Ende 2007 aus.

• Neue Interimsabkommen sind unter 
erheblichem Druck der EU zu Stande 
gekommen (angedrohte Zollanhebung).

• Erhebliche Befürchtungen der Zivilgesellschaft 
und Landwirte vor Marktöffnung.
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Verhängnisvolle 
Wirtschaftspartnerschaft II

• Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen: bis 2023 sollen 80 % 
der Agrarimporte zollfrei sein, 
70 % bereits 2018.

• Ausnahmen für sensible 
Produkte , jedoch ist keine 
Zollerhöhung erlaubt.

• Verlust des handelspolitischen 
Spielraums , Recht auf Nahrung 
kann nicht verwirklicht werden.
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EU-Milchquote

Abgabe überschüssiger Milch als Tierfutter

• seit 1984 gibt es in der EU eine Obergrenze für die 
Milchproduktion.

• jedem Land wird eine feste Produktionsquote
zugewiesen, bei Überschreiten Strafabgabe

• Ziel der Quote: Verringerung der "Milchseen"
• Quote liegt 10-15% über dem Verbrauch und wird 

weiterhin überschritten (2006: 774 000 l).
• Überschuss wird subventioniert abgesetzt.
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Planungen der EU

• 2014/2015 soll die Quote wegfallen.

• Bis dahin wird Quote ausgeweitet.
• ab 2015 können beliebig hohe Menge

produziert werden.
• Milchbauern erhalten weiterhin Subventionen.
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Rufe nach Exportsubventionen 
werden lauter:

Angesichts der derzeit schwierigen Marktlage 
und vor den anstehenden Preisverhandlungen 
fordern der Deutsche Raiffeisenverband, der 
Verband der Milcherzeuger Bayern und der 
deutsche Bauernverband die Politik auf

„den Markt umgehend mit der Gewährung 
von Exporterstattungen zu entlasten.“
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Exportsubventionen für Milch 

• Die EU Kommission beschließt im 
Januar 2009 die Wiedereinführung der 
Exportsubventionen für Milchpulver und 
Butter.

• AKP-Länder sind vom Export nicht 
ausgenommen (dort gäbe es keine 
Märkte für Milch....)
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Auswirkungen des Wegfalls

Zunahme der Milchproduktion , da keine 
Obergrenze mehr

höhere Überschussproduktion

Überschuss wird in
Entwicklungsländern abgesetzt

keine Chance gegen subventionierte EU-Milch
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Auswirkungen auf die Kooperative

Wenn billige Milch aus dem 
Ausland die Binnenmarktpreise 
unter Druck setzt, dann könnte 
dies die Milchkooperative und 
ihre gerade erst geschaffenen 
Strukturen gefährden.

Die Beschäftigung geht 
verloren.

Einnahmeverluste.

Unsichere Nahrungsversorgung.     
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Situation in der Kooperative

Photo: 

Fact Finding 
Mission, Oct. 
2007

" Sollte uns der Unterhändler der EU besuchen, würde 
ich ihn bitten unsere Sorgen ernst zu nehmen und un s 
nicht aus dem Geschäft zu drängen. "
John Mwemba



"Falls in Folge des EPA europäische Milch den 
sambischen Markt überschwemmt, werden die 
Menschen nicht mehr in der Lage sein ihre Milch zu 
verkaufen und die Magoye Smallholder Cooperative
wird schließen müssen. Doch wenn wir schließen, 
wird es keine Jobs mehr geben, die 
Nahrungsmittelversorgung wird aufs Spiel gesetzt 
und wir werden wieder in der Armut landen". 
John Mwemba



Auswirkungen auf Sambias 
Milchwirtschaft

"Meine Lebensgrundlage und die meiner 
Familie ist in Gefahr, denn Milch ist unsere 
einzige Einnahmequelle. Die Regierung soll 
uns schützen."

Mr. Namakobo, 50; Ingenieur, jetzt Milchbauer

Photo: 
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Möglichkeiten der Kooperative 

I Kühe

� Sambische Rassen traditionell Fleisch- & Arbeitskühe (z.B.         
Tonga, Barotse oder Sangu).

� Milchproduktion qualitativ & quantitativ unzureichend.

� Lösungsansatz: Kreuzung mit Milchrassen.

� Beispiel: Jersey Breed:

� kalbt früher & unproblematischer als andere Rassen.

� gute Hitzetoleranz.

� anpassungsfähig, zahm, umgänglich.

� hoher Fettgehalt der Milch.
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Verbesserungsmöglichkeiten

II Infrastrukturelle Verbesserungen

� zusätzliche Milchsammelstellen � Anschluss der Bauern 
an Magoye verbessern.

� Kühlung: Ersatz kleiner, traditioneller, schwer zu 
reinigender Milchkannen durch gekühlte mini bulk tanks (je 
ca. 1000 Liter).

� Kritik: durch mini bulk tanks entsteht Abhängigkeit zu
– Sponsoren : Land ‘O Lakes sowie Parmalat.

– LKWs.
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Forderungen der Kleinbauern /-bäuerinnen I

• Eine Konkurrenz durch subventionierte Agrarprodukte 
aus der EU muss verhindert werden. (Kein Abschaffen 
der EU-Milchquote, keine Exportsubventionen)

• Festlegung der sensiblen Produkte mit sehr langen 
Übergangsfristen bzw. generelle Ausnahmen. 

• Nutzen der EPAs , um die Probleme im Agrarsektor zu 
beheben (fehlende Infrastruktur, fehlender Zugang zum 
lokalen Markt, fehlender Kreditzugang...) (umstritten )
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Forderungen II

� Vorrang für regionale Integrationsprozesse (Zeit- und 
Verhandlungsrahmen ändern).

� Umfang der Marktöffnung der AKP-Staaten von
Entwicklungsprioritäten der AKP abhängig machen.

� Keine Verhandlungen über neue Themen (Investitionen, 
Wettbewerb, öffentliches Auftragswesen).

� Alternativen zu EPAs ausarbeiten und anbieten.

� Kleinbauern müssen in den Fokus nationaler, regionaler  
und internationaler Handelspolitik.
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Mehr Informationen auf www.germanwatch.org



Warum EPAs?

In bisherigen Handelsabkommen zwischen der EU und AKP-Staaten 
gab es Handelspräferenzen zugunsten der AKP-Staaten 
(= Anerkennung der Ungleichheit zugunsten schwächerer Partner.)

• Lomé-Konvention I – III (1975  -1989)
66 AKP-Staaten (umfassende wirtschaftliche, finanzielle, entwicklungs-
politische und kulturelle Zusammenarbeit, bevorzugter Marktzugang, 
Versicherung für Exporterlöse)

• Lomé-Konvention IV      (1989 - 2000)
71 AKP-Staaten

• Cotonou-Abkommen (ab Juni 2000 / 2003 ) (wie oben + Umwelt 
und Institutionen, Armutsbekämpfung, Wegfall Exporterlösversicherung, 
Festlegung, eine WTO-konforme Neuregelung zu vereinbaren = EPA)

Insgesamt 40 Mrd. Euro bis 2000 aus EEF.
2000 - 2007 insgesamt 25 Mrd. Euro. 
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Warum EPAs?

Begründung

Die bisherigen Abkommen wiedersprechen dem WTO Grundsatz 
der Gleichbehandlung aller Länder (mit Ausnahme der LDC`s).
• Deshalb: Wegfall der einseitigen Handelspräferenzen.  
• WTO-konform = Liberalisierung des Warenhandels = EU gewährt 
AKP-Exporten freien Marktzugang - Die AKP-Staaten öffnen ihre 
Märkte für EU-Exporte.

Frage: Gleichbehandlung = gerecht? 
- BSP von AKP = 3,2 % von BSP der EU. 
- EU Landwirte bekommen 100 mal mehr Subventionen als die 
jährlichen Einnahmen afrikanischer Farmer. 
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Ziele der EPAs

EPAs und Entwicklung

• Ziel : nachhaltige Entwicklung und Armutsbekämpfung in den AKP-
Staaten 

• Mittel : Integration in die Weltwirtschaft durch EU-AKP-Freihandel 
und regionale Integration sowie Unterstützungszahlungen und 
Übergangsfristen zum Erreichen der Wettbewerbsfähigkeit

Darum sehen die EPAs vor:

• Freier Warenhandel 

• Marktzugang für Dienstleistungen

• Regeln für Investitionen, Handelserleichterung, 
öffentliche Beschaffung (Singapur-Themen)
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• Gegenseitigkeit und WTO-Konformität

= Beseitigung der Handelshemmnisse auf beiden Seiten für nahezu 
den gesamten Handel innerhalb einer angemessenen Zeitspanne.

• Regionale Integration
= regionale AKP-Staatengruppen bilden Freihandelszonen / 
Zollunionen und verhandeln als Block.

• Sonderbehandlung für LDC

= Die LDC behalten freien Zugang zum EU Markt auch ohne EPA.
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Handelspolitische Prinzipien der EPAs



Stand der Dinge EPA Verhandlungen

Verhandlungen mit 6 Regionen seit 2003

- Die Karibik-Region hat die EPA am 31.12.2007 unterzeichnet.

- Damit ab Januar 2008 ein WTO-konformes Handelsregime gilt und 
keine Zölle von Seiten der EU drohen, haben fast alle non-LDC`s 
Afrikas (mit Ausnahme Nigeria, Republik Kongo, Gabun und 
Südafrika) und 2 Pazifik non-LDC`s unterschrieben.

- Südafrika exportiert unter Abkommen für Handel, Entwicklung und 
Zusammenarbeit von 2004 (Liberalisierung des Waren-, Dienst-
leistungs- und Kapitalverkehr).

- Alle anderen Länder haben Interim Agreement unterzeichnet oder 
fallen unter EBA.
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Von EPAs zu Interim Agreements

EPAs sahen vor:

• Freier Warenhandel, Marktzugang für Dienstleistungen

• Regeln für Investitionen, Handelserleichterung, öffentliche 
Beschaffung (Singapur-Themen)

Interim Agreements Bsp. EAC (Kenia, Uganda, Tansania, 
Ruanda, Burundi) sehen vor:

• Freier Warenhandel: EU / EAC EU: 100 % des Importwertes  mit 
Übergangszeiten für Reis und Zucker, EAC: 64 % in zwei Jahren, 
80 % in 15 Jahren, 82 % in 15 Jahren.

• Ausnahmen: sensible Produkte aus den Bereichen Landwirtschaft, 
Wein, Textilien, Schuhen, Papier, Glas („ junge Industrie“).

• Full-EPA in 2008 , Rendezvous-Klausel vereinbart.
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• Ausnahmen: sensible Produkte aus den Bereichen Landwirtschaft, 
Wein, Textilien, Schuhen, Papier, Glas („ junge Industrie“).

• Full-EPA in 2008 , Rendezvous-Klausel vereinbart.



Interim Agreements West Afrika (nur Ghana und 
Elfenbeinküste)*

• Marktzugang: 60,24 % des Wertes der EU Importe bis in 10 Jahren, 80,48 % 
bis in 15 Jahren. Alle Sektoren sind betroffen.  

• Präambel: Voll-EPA soll verhandelt werden inkl. Dienstleistungen, 
Investitionen, Wettbewerb, geistige Eigentumsrechte. 

• Bestimmungen zu Zöllen, Exporterstattungen, Standstill-Klausel, Nicht-
diskriminierungsklausel, Antidumping- und Schutzklauseln, administrative 
Kooperation, Handelserleichterungen, technische Handelshemmnisse, 
sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen.

*  Benin, Burkina Faso, Gambia, Guinea, Guinea Bissau, Liberia, Mali, 
Mauretanien, Niger, Senegal, Sierra Leone und Togo exportieren unter EBA. 
Nigera exportiert unter Standard GSP und hat GSP + vereinbart. 

• Standard GSP = gilt für alle Entwicklungsländer, GSP+ = Die Länder bekommen 
etwas besseren Marktzugang, wenn sie etwa 20 UN-Konventionen 
unterschrieben haben.

• Marktzugang: 60,24 % des Wertes der EU Importe bis in 10 Jahren, 80,48 % 
bis in 15 Jahren. Alle Sektoren sind betroffen.  

• Präambel: Voll-EPA soll verhandelt werden inkl. Dienstleistungen, 
Investitionen, Wettbewerb, geistige Eigentumsrechte. 

• Bestimmungen zu Zöllen, Exporterstattungen, Standstill-Klausel, Nicht-
diskriminierungsklausel, Antidumping- und Schutzklauseln, administrative 
Kooperation, Handelserleichterungen, technische Handelshemmnisse, 
sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen.

*  Benin, Burkina Faso, Gambia, Guinea, Guinea Bissau, Liberia, Mali, 
Mauretanien, Niger, Senegal, Sierra Leone und Togo exportieren unter EBA. 
Nigera exportiert unter Standard GSP und hat GSP + vereinbart. 

• Standard GSP = gilt für alle Entwicklungsländer, GSP+ = Die Länder bekommen 
etwas besseren Marktzugang, wenn sie etwa 20 UN-Konventionen 
unterschrieben haben.



Verhängnisvolle Wirtschaftspartnerschaft III

• Standstill-Klausel : = sofortiges Einfrieren der Zölle.
• Wegfall Exportsteuer oder Verbot der Erhöhung oder 

Einführung neuer Steuern.
• EU-Agrarsubventionen sind weiterhin erlaubt = 

Marktbarriere für AKP-Produkte und weiterhin Export von 
Billigagrargütern in die AKP-Staaten.

• Most Favoured Nation clause = alle Vereinbarungen, die mit 
anderen Handelspartnern wie USA, Brasilien oder China 
getroffen werden, müssen auch für EU gelten = Einengung der 
eigenen handelspolitischen Entscheidungen.

• Fast nirgends Review der Zollsätze vereinbart (nur Papua 
Neuguinea).

• Standstill-Klausel : = sofortiges Einfrieren der Zölle.
• Wegfall Exportsteuer oder Verbot der Erhöhung oder 

Einführung neuer Steuern.
• EU-Agrarsubventionen sind weiterhin erlaubt = 

Marktbarriere für AKP-Produkte und weiterhin Export von 
Billigagrargütern in die AKP-Staaten.

• Most Favoured Nation clause = alle Vereinbarungen, die mit 
anderen Handelspartnern wie USA, Brasilien oder China 
getroffen werden, müssen auch für EU gelten = Einengung der 
eigenen handelspolitischen Entscheidungen.

• Fast nirgends Review der Zollsätze vereinbart (nur Papua 
Neuguinea).



Verhängnisvolle Wirtschaftspartnerschaft IV

• Eingeschränkte Schutzklauseln (erschwerte Anwendung, nur 
begrenzt gültig mit Auflage der Auflösung).

• Schutzklausel für „junge Industrien“ oft nur 2 Jahre nach Beginn 
gültig und nach 10 Jahren ganz verboten. (Bisher waren 
Schutzzölle dafür erlaubt).

• Maßnahmen bei Problemen der Ernährungssicherheit nur im 
Papua Neuguinea Abkommen erwähnt.

• Ursprungsregeln problematisch (nur Verbesserungen im 
Textil- und Bekleidungsbereich, keine Kumulation mit Ländern, 
die Interims Agreement nicht unterschrieben haben).

• EU kann härtere Schutzklauseln bei Import“fluten“ anwenden 
als vorher (besonders Zucker).

• Eingeschränkte Schutzklauseln (erschwerte Anwendung, nur 
begrenzt gültig mit Auflage der Auflösung).

• Schutzklausel für „junge Industrien“ oft nur 2 Jahre nach Beginn 
gültig und nach 10 Jahren ganz verboten. (Bisher waren 
Schutzzölle dafür erlaubt).

• Maßnahmen bei Problemen der Ernährungssicherheit nur im 
Papua Neuguinea Abkommen erwähnt.

• Ursprungsregeln problematisch (nur Verbesserungen im 
Textil- und Bekleidungsbereich, keine Kumulation mit Ländern, 
die Interims Agreement nicht unterschrieben haben).

• EU kann härtere Schutzklauseln bei Import“fluten“ anwenden 
als vorher (besonders Zucker).



Verhängnisvolle Wirtschaftspartnerschaft V

• Dienstleistungen und Investitionen : müssen verhandelt werden 
(SADC sogar bis Ende 2008).

• Regionale Integration weiterhin problematisch wg. unterschied-
licher Zugehörigkeit zu bestehenden Zusammenschlüssen und 
EPA Regionen. 
= die eigenen Bestrebungen einer Regionalentwicklung 

werden unterlaufen.
= Strengere Grenzkontrollen zwischen unterzeichnenden Ländern  

u.a. nötig.

• Dienstleistungen und Investitionen : müssen verhandelt werden 
(SADC sogar bis Ende 2008).

• Regionale Integration weiterhin problematisch wg. unterschied-
licher Zugehörigkeit zu bestehenden Zusammenschlüssen und 
EPA Regionen. 
= die eigenen Bestrebungen einer Regionalentwicklung 

werden unterlaufen.
= Strengere Grenzkontrollen zwischen unterzeichnenden Ländern  

u.a. nötig.


